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Amtliches. 


Berlin, 19. Juni. Der Kaiſer hat geruht: nach Maßgabe des 
Rees vom 17. März 1878 (R. G. Bl. S. 7) mit der Stellver⸗ 
ung des Reichskanzlers im Bereiche der Juſtiz, ſoweit fic) dieſe in 
eigenen und unmittelbaren Verwaltung des Reichs befindet, den 
kudatsſekretär im Reichs⸗Fuſtizamt, Wirklichen Geheimen Rath Dr. 
Re Schelling zu beauftragen; ferner den Unter⸗Staatsſekretär des 
ſechsſchatzamts Scholz zum Stagtsſekretär des Reichsſchatzamis unter 
etleihung des Charakters als Wirklicher Geheimer Rath mit dem 
at „Exzellenz“ zu ernennen. 5 
y. Beim fatjerlichen Patentamt find ernannt warden: die Bureau: 
are Koehler, Harkötter, Grobecker, Keßler und Poſſeldt zu expedi⸗ 
den Sekretären und Salfulatoren, ſowie die Kanzlei⸗Diätare Lutter, 
line, Maaß und Lenz zu Kanzlei⸗Sekretären. ; 

und er König hat geruht: den Gerichts⸗Aſſeſſor Trierenberg in 
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Haun zum Amtsrichter zu ernennen; und dem Kreisgerichts⸗ 
] Gor z. D. Honigmann aus Burg, zur Zeit in Coelln, den 
Py tatter als Geheimer Juſtizrath; ferner den nachbenannten Beamten 
Aus Niniſterium der öffentlichen Arbeiten, und zwar: den Geheimen 
hmpitenden Sekretären und Kalkulatoren Brindmann und Thamer, 
t 0 dem Geheimen Kalkulator Schäder den Charakter als Rechnungs⸗ 
N ih dem Geheimen Regiſtrator Kröning den Charakter als Kanzlei: 
Marburg iſt zum Notgr im Bezirk 


zu verleihen. 5 

er Rechtsanwalt Welder in M ; t 
Ober⸗Landesgerichts zu Raffel mit Anweiſung feines Wohnſitzes in 
irg ernannt worden. Verſetzt find: der Amtsgerichtsrath Dart: 


n in Bruchhauſen an das a Sie in Melle und der Amts⸗ 
inter Ließem in Sulzbach an das Amtsgericht in Solingen. Der 


richten Harte in Schönebeck iſt in Folge feiner Ernennung zum 
N dat, des Kreiſes Calbe a. S. aus dem Juſtizdienſt geſchieden. 

le Lifte der Rechtsanwälte find eingetragen: der Gerichts⸗Aſſeſſor 
ann und der Gerichts⸗Aſſeſſor Dr. Samter bei dem Landgericht J. 
Merlin, der Gerichts⸗Aſſeſſor Mengelbier, der Gerichts⸗Aſſeſſor Dr. 
mt und der Gerichts⸗Aſſeſſor Buſch bei dem Landgericht in Düſſel⸗ 

der Gerichts⸗Aſſeſſor Emmrich bei dem Amtsgericht in Suhl, der 
Stichter Marfoding in Arendſee bei dem Landgericht in Stendal, 
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Dom Yandlage, 
79. Sitzung des Ubgeorduetenhaufes. 


higdertin, 19. Juni. 11 Uhr. Am Miniſtertiſche v. Puttkamer, 
berg und Kommiſſarien. 
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d. daß jetzt eine Aenderung N \ 
lefer ohne Anhörung der Kirche konſtituirte, aus Laien beſtehende 
poh ohne an beſtimmte Beweisregeln gebunden zu fein, end⸗ 
über die Ueberſchreitung der kirchlichen Disziplin argewalt ent 
ſoll. Der recursus ab abusu ſollte urſprünglich nur den 
gegen Uebergriffe der Kirche ſchützen, und wenn nun die Regie⸗ 
zu der urſprünglichen Beſtimmung zurückkehren will, ſo liegt 
ber’ weſentliche Verbeſſerung. Es handelt ſich doch auch um die 
dabung einer Disziplin, der ſich jeder Einzelne unterworfen hat 
er ſich jeder Zeit ſehr leicht wieder entziehen kann. Daher 
elde den Art. 2 pure anzunehmen. Der Antrag Brüel ſagt nur 
ANY in anderer Form. In der Kommiſſion iſt die Befürchtung laut 
Lit. Nen, die ſogenannten Stagatspfarrer würden nach Annahme des 
e der Willkür der kirchlichen Oberen preisgegeben fein. Ich 
ie daß wenn ein modus vivendi zwiſchen dem Staate und der 
iu Stande kommt, dann über die Stellung der Staatspfarrer 
he om ein Abkommen getroffen werden wird. So lange das noch 
Mibeſchehen ijt, muß die Regierung im öffentlichen Inkereſſe eine 
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kegelung der Staatspfarrer nicht zulaſſen > A 
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Abg. Klotz: Ich hoffe das Haus wird, wie die Kommiſſion ge⸗ 
than hat, den Art. 2 und den Antrag Brüel ablehnen. Die Ausfüh⸗ 
rungen des Vorredners ſühren dahin, daß er nicht für die Regierungs⸗ 
vorlage, ſondern für den Antrag Brüel ſtimmen müßte. Meine 
Freunde haben ſich nur ſchwer entſchloſſen der Staatsregierung ihre 
Unkerſtützung in dem Kampfe gegen die Kurie zu gewähren und haben, 
als der Kampf einmal nothwendig wurde, ſtets das Prinzip verfolgt, 
nicht die Willkür der Verwaltung, jendern die richterliche Entſcheidung 
dem Staate als Waffe zu gewähren. Dieſem Grundſatz bleiben wir 
auch Dieter Vorlage gegenüber treu. Auch in den höchſten Regionen, 
von denen der Oberpräſident abhängt, iſt die Anſicht über die Anwend⸗ 
barkeit des Geſetzes Wandlungen unterworfen. Leſen Sie doch die 
berühmten vier Fragen Gneiſt's zur Strafprozeßgeſetzgebung, dort iſt 
konſequent ausgeführt, daß das Anklagemonopol dahin führen kann, 
daß ein Geſetz ganz außer Kraft kommt. Wenn wir ſtatt einer ſtarken 
Regierung eine ſchwache haben, fo wird auch Artikel 2 denſelben Erfolg 
haben. (Zuruf im Zentrum.) Ja meine Herren: Sie wollen das! 
Wir aber, die wir den Rechsſtaat aufrecht erhalten wollen und das 
Recht des Einzelnen beſchützen, wollen das nicht. Aus dieſem Grunde 
ſtimmen wir gegen die Regierungsvorlage und gegen den Antrag 
Brüel. (Beifall links.) 

„Regierungs »Kommiſſar Geh. Rath Hübler: Man hat gegen 
Artikel 2 der Vorlage den Einwand erhoben, er ſchaffe eine ganz 
erzeplionelle Beſtimmung. Kein deutſcher oder europäiſcher Staat hat 
der appellatio ab abusu einen ſo exorbitanten Charakter beigelegt wie 
Preußen. Hier tritt eine Kaſſation der kirchlichen Entſcheidung in 
ihrem ganzen Umfang ein, nicht bloß der Folgen, die auf ſtaatlichem 
Boden liegen, ſondern auch der rein kirchlichen. (Hört!) Der Rekurs 
ſteht ferner nicht bloß Geiſtlichen, ſondern auch dem niedrigſten Kirchen⸗ 
diener zu, und nicht bloß in ſchweren Disziplinarfällen gegen die 
Entfernung aus dem Amt, ſondern gegen jede Art von Diszi⸗ 
plinarentſcheidungen, mag es ſich auch nur um 5 Thaler 
Strafe handeln und nur geringe Fehler im Verfahren 
vorliegen. Die Gefahr eines prinzipiellen Zuſammenſtoßes 
zwiſchen Staats⸗ und Kirchengewalt iſt dabei nicht zu vermeiden. 
zipien handelt, aus einzelnen Fragen heraus Tann ein Kampf auf der 
ganzen Linie entbrennen. Der Fall des Dr. Wollmann in Braunsberg 
war die Urſache des ganzen großen Konflikts, an dem wir ſeit 8 Jah⸗ 
ren leiden. Dieſe Gefahr zu vermeiden ſtehen zwei Wege offen; ent⸗ 
weder man ändert das rage des Rekurſes organisch ab, das 
iſt möglich, aber nicht zur Zeit, denn es wäre eine Abänderung aller 

0 Paragraphen des Gefetzes pon 12. Mai 1873 nöthig; oder 
man läßt es bei den gegenwärtigen Stücken des Geſetzes, aber legt ein 
Schwergewicht darauf, um zu verhüten, daß in jedem Augenblick durch 
jeden Privaten der ganze Kampf zwiſchen Staat und Kirche auf der 
ganzen Linie entbrenne, indem man die Einlegung des Rekurſes nur 
dann geſtattet, wenn wirklich öffentliche Intereſſen bei der Sache en⸗ 
ga irt find. Das ift der Zweck des Art. 2. Auch in Baiern wird der 

ekurs an allerhöchſter Stelle angebracht und geht von dort an das 
Staatsminiſterium zur Entſcheidung ab. Auch im Großherzogthum 
Heſſen darf der Privatbetheiligte nicht direkt an die entſcheidende Stelle 
ehen, ſondern muß ſich an den Landesherrn wenden. Alſo überall 
ehen Sie eine Mittelſtelle, wie ſie der Artikel 2 vorſieht, in welchem 
der Oberpräſident zwiſchen dem privaten und dem königl. Gerichtshof 
eingefügt wird. — Der zweite Einwand gegen den Artikel 2 iſt der, 
daß den Geiſtlichen dadurch ein weſentliches Recht entzogen werde. 
Die katholiſchen Geiſtlichen hatten ein ſolches Rechtsmittel ſchon ſeit 
der Kabinetsordre von 1822 in der Berufung an den Kultusminiſter. 
Dieſes Rechtsmittel iſt gerade für die katholiſchen Geiſtlichen charakeri⸗ 
fixt worden als eine appellatio tamquam ab abusu. Nur ganz ſpora⸗ 
diſch kommt einmal ein folder Fall in den Akten des Kultusmini⸗ 
ſteriums vor. (Hört!) Der verewigte Kardinal Erzbiſchof von Köln hat 
dem päpſtlichen Nuntius gegenüber geäußert, daß dieſes Inſtitut ohne 
Effekt geweſen ſei, und der Miniſter Eichhorn hatte dies dem 
Kardinal, als ſeinem zukünftigen Koadjutor, gegenüber zugeſtanden. 
Dieſes Privatrecht der katholiſchen Geiſtlichen iſt ein Meſſer ohne Griff 
und ohne Klinge, denn hinter ihm ſteht die excommunicatio major. 
Die Hauptſache beſteht nicht darin, daß der Einzelne perſönlich ſich be⸗ 
ſchweren kann, ſondern daß eine höhere Stelle exiſtirt, die die Entſchei⸗ 
dung ſelbſtſtändig herbeiführt. Dieſer recursus ex officio fehlte aber 
gerade und darum iſt erſt durch ſeine Einwirkung das Rechtsmittel 
wirkſam geworden. Der Offisial⸗Rekurs bleibt nun bei Annahme des 
Artikels 2 beſtehen, insbeſondere zu Gunſten der Stadtpfarrer und ich 
glaube verſichern zu können, daß kein Rekurs eines Stadtpfarrers, der 
deshalb von ſeinen kirchlichen Bebörden disziplinirt wird, weil er den 
Geſetzen Folge geleiſtet hat, von dem Oberpräſidenten wird zurückgewie⸗ 
ſen werden können. Für die evangeliſchen Geiſtlichen bleibt die Eſſenz 
des Rekurſes nach wie vor beſtehen, denn dieſe beſteht nicht darin, wer 
den Rekurs einlegt, fondern darin, daß überhaupt eine Behörde beſteht, 
welche eventuell die Entſcheidung trifft. Dieſe prophylaktiſche Bedeut⸗ 
ſamkeit des Inſtituts bleibt für die evangeliſche Kirche auch nach An⸗ 
nahme des Art. 2 beſtehen. Lie 

Abg. v. Minnigerode: Zwiſchen dem Standpunkt des Abg. 
Klotz und dem unſrigen liegt eine unüberbrückbare Kluft, da er für 
die ganze Tendenz des Geſetzes, die diskretionäre Gewalt, keinen Sinn 
zu haben ſcheint. Wir haben es lange als ein Odium empfunden, 
wenn einzelnen Gliedern der Kirche, die doch nicht eine harmloſe Ver⸗ 
einigung iſt, das Recht gegeben wurde, durch ihre Anrufung einen 
ſolchen Prozeß ins Leben zu rufen. Ich bitte Sie deshalb, in der Form 
He 8080 2 einen proviſoriſchen erträglichen Zuſtand zu ſchaffen. (Bei⸗ 
all rechts. 

Abg. v. Zedlitz: Der Antrag Brüel geht darauf hinaus, die 
Geiſtlichen und Kirchendiener aller Konfeſſionen ſchutzlos gegen ihre 
Oberen hinzuſtellen. Er iſt daher für mich und meine Freunde völlig 
unannehmbar. Ich ſetze auch voraus, daß der Art. 2 durch die End: 
klauſel des Geſetzes einen proviſoriſchen Charakter enthalten ſoll. Damit 
ſcheidet zunächſt die Bedeutſamkeit der ganzen Frage für die evange⸗ 
liſche Kirche aus. Im Weſentlichen aber ſtehe ich auf einem andern 
Standpunkt als die Abgg. v. Hammerſtein und v. Minnigerode. Die 
geiſtlichen Organe der kirchlichen Behörden haben ebenſo wie die Ver⸗ 
waltungs behörden das lebhafteſte Intereſſe daran, daß gegen die Ent: 
ſcheidung der kirchlichen Oberen ein mit allen Rechtsformen ausge⸗ 
ſtatteter unparteiiſcher Gerichtshof angerufen werden kann. Ich erkenne 
es auch als eine wefentiiche Verbeſſerung an, die durch die Maigeſetze 
geichaffen tft, daß auch im öffentlichen Intereſſe der recursus ab abusu 
an den kirchlichen Gerichtshof gerichtet werden kann. Es iſt ein alter 
Grundſatz des preußiſchen Landrechts, daß der Preuße, wenn immer er 
in ſeinem Rechte gekränkt iſt, Anſpruch auf den Schutz des Staates 


hat, und dieſes Recht wollen wir nicht verkümmert ſehen; darum 
ſeine Ausübung nicht abhängen von der Vorprüfung einer Behörde 
Es mag möglich ſein, daß die Erhebung des Rekurſes in einzelnen 
Fällen, während man Frieden halten will, einen Konflikt herbeiführt. 
Aber dieſer Einwand iſt nur von theoretiſchem Werth, da der Regie⸗ 
rungskommiſſar zugiebt, daß die Geiſtlichen ſelbſt ſehr felten von dem 
Rekurs Gebrauch machen. Es war in Geiußen von jeher ein ſchwerer 
Schaden, daß der Staat die unteren Geiſtlichen nicht voll in Schutz 
nahm gegen die oberen; wir haben das in den letzten Kämpfen ſchwer 
empfunden. Da wir nicht wiſſen, ob der Kampf beendet ijt, fo iſt es 
e ne Ehrenpflicht des preußiſchen Staates, den unteren Geiſtlichen voll 
bei I (ster “ae iter 8 fall link d ö 

ethen zu laſſen. (Lebhafter Beifall links und bei der i 
Se Süden en) Borrebner b b a Sees 
a g. v. d. Reck: Der Vorredner hat mit der ihm eigenthüm⸗ 
lichen Gupbase ſich für das Recht in die Schanze geſchlagen, pd 
fagte, das Recht folle den Geijtlichen nicht verkümmert werden. Nun 
hat er aber ſelber geſagt, die eiſtlichen machen vom Rechte des Ge⸗ 
richtshoſes keinen Gebrauch, Wie ſtimmt das ei 
liſcher Geiftiicher werden will, muß fic) vorher überlegen, ob er in die 
Rechte und Pflichten eines ſolchen eintreten will. (Sehr richtig! im 
Zentrum.) Wenn Jemand Offizier wird, dann ſetzt er ſich 20% dem 
aus, daß er gemabregelt wird. Wollen Sie aber deshalb unferen 
Kreisrichter über den General ſetzen? (Heiterkeit und Unruhe.) Das 
ebt doch nicht. Gern würde ich meinen prinzipiellen Standpunkt zur 
Vorlage darlegen, aber ich höre von verſchiedenen Leuten, daß das 
aus nicht mehr Geduld hat, das mit anzuhören. (O doch! im 
Zentrum.) Alſo: die Maigeſetze find ein Kind des modernen Libera⸗ 
lismus. Wer daran zweifelt, frage ſich, von wo ſie ausgegangen find, 


der Minifter Falk hat ſich voll und ganz zum Liberalismus bekannt — A 


er iſt die Mutter! (Stürmiſche Heiterkeit.) M. H., ich habe ganz mi 
Ueberlegung geſagt: er iſt die Mutter. Es kann natürlich auf die Ge 
ſchlechtsverhältniſſe nicht fo ankommen, ſondern nur auf das tertium 
comparationis und dies tertium iſt, daß, obgleich der Vater das un: 
gerathene Kind von ſich weiſen und vielleicht aus dem Hauſe bringen 
will, doch die Mutter in mütterlicher Liebe, die wir ja alle kennen — 
Mutterliebe geht über Alles — (Sehr gut! Bravo !) niemals zugiebt, daß 
ihr Kind ungerathen ijt, ſondern es vertheidigt durch Dick und Dünn. 
Und wäre das Kind auch nicht todtgeboren, ſondern nur ungerathen, 
fo iſt es doch beffer, es, wenn auch nicht gerade zu begraben do 


id zu t 8 denn ungerathene Finder im Salle regieren zu N 
hut im Leben 


N nicht gut. (Dieſe Ausführungen werden von den Bar. 
teigenoſſen des Redners mit wachſendem Unmuth angehört, un 
lich drückt Abg. v. Rauchhaupt dieſe Stimmung ſehr deutlich aus, wäh⸗ 
rend die Liberalen den Redner gern hören und zum Fortfahren ermun⸗ 
tern.) Ich wollte noch gern ausſprechen, daß das Kind durch die Vor⸗ 
lage mit einem Gewande verſehen werden ſoll (Heiterkeit), mit einem 
Rock, der ſeine Blößen deckt. Mir ſcheint das eine ſtaatsomnipo⸗ 
tenziale Prüderie, die der nationale Staat leider nicht überall anwen⸗ 


det, z. B. nicht bei dem wuaderſchönen Goethedenkmal. Wenn ich den 


Regierungskommiſſar richtig verſtanden, geht die Tendenz des Artikels 
2 dahin, den Streit zwiſchen Staat und Kirche aus den unteren In⸗ 
ſtanzen herauszunehmen und in die zwiſchen Oberpräſident und Bischof 
zu verlegen. Darin liegt doch eine weſentliche Verbeſſerung gegen den 
jegigen Zuſtand. Deshalb empfehle ich die Annahme des Mels 2 
und bitte die Herren vom Zentrum ſich den Gerichtshof gefallen zu 
laſſen. Wenn zwei unabhängige Mächte wie Staat und Kirche in 
Streit kommen, ſo giebt es keine andere Löſung als Krieg oder Richter⸗ 
ſpruch oder Vertrag. Verſöhnen ſcheinen ſich die beiden Parteien noch 
nicht zu wollen, den a haben fie verſucht, aber keine hat die ans 
dere überwunden, was bleibt alſo ü 12 als der Richterſpruch? Ein 
Staatsgerichtshof oder ein kirchlicher Gerichtshof aber iſt ein Wider⸗ 
ſpruch gegen die Unabhängigkeit und Selbititändigfeit beider Parteien. 
Beiden könnte ein Auſträgalgerichtshof genehm ſein. Wenn es ge⸗ 
länge, dem Gerichtshof den Charakter des Auſträgalgerichtshofs zu 
geben, der von beiden Parteien konſtruirt, unter der Aegide des Kö⸗ 
pee fein Urtheil abgiebt, dann würde darin eine Löſung des Fonz 
fliktes liegen. Laſſen Sie, meine Herren vom Zentrum, die Geſetzvor⸗ 
lage nicht unter den Tijd) fallen, ſondern helfen Sie uns, fie praktiſch 
brauchbar durchzuführen, damit wenigſtens für jetzt dem traurigen 
Kulturkampf ein Ende gemacht werde. 
Abg. Windthorſt: Die Worte des Vorredners über den 
firchlichen Gerichtshof kamen aus einem treuen, wahren, chriſtlichen 
erzen, ſie werden ag ihre Stätte finden und ich leugne nicht, daß 
eine und des Abg. v. Kröcher Darlegungen zur ernſten Erwägung 
veranlaſſen werden, was in dieſen Bingen zu thun iſt. Wir wiſſen 
genau, daß wir uns in einem der wichtigen Augenblicke der ſtaatlichen 
und kirchlichen Entwickelung befinden und uns der Verantwortlichkeit 
vollkommen bewußt ſind. Man ſagt uns: es handelt ſich ja nur 
um ein Proviſorium, wir ſollten doch nicht ſo bedenklich ſein; von 
einem Proviſorium iſt in der Vorlage überhaupt nicht die Rede 
will allerdings eine br dee aufnehmen, aber 
Gunſten. Ich habe in der Kommiſſion an di 
holt die Anfrage gerichtet, ob ſie gewillt ſei, nach Annahme dieſes 
Geſetzes eine organiſche Ievijion der Maigeſetze eintreten zu laſſen; 
welche Garantien hat ſie zu bieten, daß dies geſchieht. Auf dieſe Frage 
habe ich keine Antwort bekommen! (Hört! im Zentrum.) Di 
Frage iſt auch vom Kardinal Jacobini in einer Depeſche an den 
rinzen Reuß geſtellt, aber nicht beantwortet worden. 
dem gegenüber von einem Proviſorium ſprechen? Der Abg. v. Kröcher 
bat geſtern geiagt, wir ſollten doch das fleinere Uebel annehmen, um 
das größere zu beſeitigen. Wenn aber das anſcheinend Beſſere nur 
gegeben wird, um das Schlechte ganz zu konſerviren, dann muß man 
doch bedenklich ſein. Wir würden ganz gewiß geneigt ſein, den wohl⸗ 
wollenden Intenſionen des Kultusminiſters und der Herren von der 
Rechten weiter entgegenzufommen — die Freikonſervgtiven ausge⸗ 
nommen, denn wie kann nach einer Rede, wie die des Abg. v. Zedli 
iit, da noch von Konſervatismus die Rede ſein? Uebrigens danke i 
dem Herrn v. Zedlitz für ſeine Rede, ſie wird uns mehr helfen als alle 
Reden, die wir ſelbſt halten können. Wir würden weiter entgegen⸗ 
kommen können und würden dies auch geſtern beim Art. 1 gethan 
haben, wenn derſelbe nicht durch die Kriegsliſt der Herrn Richter 
eine wenig annehmbare Geſtalt erhalten hätte. (Hört!) Die Herren 
haben für den Antrag Stengel geſtimmt, um den Artikel zu Falle 
zu bringen. (Sehr richtig! links); wir ſind dankbar für dieſe 
Lehre, wir werden mit Ditos dienen. (Heiterkeit) Ich hätte 
nämlich gewünſcht, daß die Nr. 1 der Vorlage 
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einer früheren Aeußerung des Miniſters bemerken, daß der Kardinal⸗ 
Erzbiſchof von Geißel in ſeinem Schreiben bezüge des recursus 
ab abusu denſelben nur meinte, ſoweit er in Speier und Köln 
rechtens war und da hatte er keine große Bedeutung. Aber in den 
Verhandlungen zu Würzburg im Jahre 1848 erfrärte Kardinal von 
Geißel ausdrücklich: Die Lehre von der appellatio tanquam ab abusu 
widerſtrebe dem unveräußerlichen Rechte der katholiſchen Kirche auf 
ſelbſtſtändige Geſetzgebung und Gerichtsbarkeit in kirchlichen Angelegen⸗ 
a heiten; fein Diener der Kirche könne mit gutem Gewiſſen und ohne 
Alleebertretung der reverentia und obedientia canonica zu einer ſolchen 
K Appellation ſchreiten. Der Herr Regierungskommiſſar hat mit großer 
Objektivität, wofür ich ihm dankbar bin, dargelegt, daß in keinem 
Staate Deutſchlands und Europas ein ſo „exorbitantes“ Geſetz be⸗ 


= ſtände. Ich bedaure, daß der Miniſter Falk, als er das Geſetz ausar⸗ 
beitete, Sid) nicht des Rathes dieſes ſachverſtändigen Mannes bedient 


bat, dann hätte er feine Vorlage damals nicht gemacht, (Heiterkeit) 
Wir können für den Art. 2 nicht ſtimmen, weil wir damit die „exorbi⸗ 
tante Inſtitution“ der appellatio ab abusu indirekt anerkennen wür⸗ 


den. Wenn ein Geſetz, welches ſelbſt nach den Ausführungen der Re⸗ 
gierung ſeines Gleichen nicht hat, fortbeſteht, dann muß es wegen in⸗ 
nerer . von ſelbſt fallen; wenn ein Haus daſteht, das 
nach Lage der Verhältniſſe einmal zuſammenfallen muß, ſo läßt man 
es fallen und ſucht es nicht durch Flickwerk noch länger zu halten. 
(Zuruf des Abg. v. Heydebrand.) Ich achte den Kollegen von Heyde⸗ 
brand in hohem Maße, weil er wiederholt Grundſätze entwickelt hat, 
denen ich nur beitreten kann; aber feine Staatserfahrung tit nod) nicht 
q alt genug, um in dieſen Dingen praktiſch zu entſcheiden. Man ver⸗ 
lllangt von uns die indirekte Anerkennung des anerkanntermaßen un⸗ 
haltbaren Gerichtshofes, den wir niemals anerkennen können. (Sehr 
wahr! im Zentrum.) Herr von Zedlitz hat mit großer Deflamation 
dargelegt, daß man in Preußen gegen jede Rechtsverletzung Schutz 
fände; wo iſt denn der Rechtsſchutz in den Maigeſetzen? Daß allein 
der Oberpräſident die Sgche richtig verſtehen ſoll, mag wohl ein Ge⸗ 
heimrath begreifen, der Theil hat an der Univerſalvernunft, aber ſonſt 
kann man nicht ſagen, daß der Staat immer Alles richtig macht. 
Welcher Rechtsſchutz iſt gewährt gegen einen Mißbrauch des Staatsge⸗ 
* richtshofes? Der Abg. v. d. Reck hat fic) ſchon auf die Armee be⸗ 
rufen, die ihre beſondere Gerichtsbarkeit hat; würde ein General wohl 
eneigt ſein, ſeinen Offizieren einen recursus gegen ſeine Befehle viel⸗ 
eicht an das Handelsminiſterium (deſſen Hilfsarbeiter v. Zedlitz iſt) zu 
É geitatten? Die Disziplin der Kirche kann auch nicht zu hart fein, 
* denn es ſteht Jedem frei, ſich in jedem Augenblick derſelben zu ent⸗ 
= iehen; er geht zum Richter, erklärt feinen Austritt, zahlt 5 Sgr. und 
a (les ijt abgemacht. 3 u, 
3 Kultusminiſter v. Puttkamer: Auf eine Motivirung des Art. 
A laſſe ich mich nicht mehr ein, nachdem der Kommiſſarius dieſelbe mit 
eetrſchöpfender Sachkenntniß gegeben hat. Der Abg. Windthorſt hat 
a ſich mit gewohnter dialektiſcher Meiſterſchaſt an einen Ausdruck meines 
Kommiſſars angeklammert; man muß das Wort „oxorbitant“ nur in 
das deutſche Wort „außergewöhnlich“ überſetzen, dann hat der Kom⸗ 
miſſar weiter nichts gefagt, als daß die preußiſche Geſetzgebung in 
Bezug auf den recursus eine außergewöhnliche fei. Das ijt auch in 

* meinen Augen ein Mangel, deſſen ge im geeigneten Augen⸗ 
blick wohl in Betracht 1 werden kann. In Bezug auf das Pro⸗ 
biſorium, welches der Abg. Win dthorſt ſchon berührt hat, behalte ich 
mir das letzte Wort vor. Was die organiſche Reviſion der Maigeſetze 
angeht, fo habe ich ſchon in der Kommiſſion erklärt, was auch ſchon in 
der Depeſche vom 14. Mai ausgeſprochen war, daß der Gedanke keines⸗ 
wegs ausgeſchloſſen war noch dem Zuſtandekommen dieſer Vorlage 
neue Verhandlungen anzuknüpfen; Garantie für den glücklichen Aus⸗ 
gang fann ich natürlich nicht in Ausſicht ſtellen. Der Kardinal von 
Geißel hat den recursus grundſätzlich anerkannt; wenn 1848 die würz⸗ 
Lurger Biſchofstonſcrens andere po ermmoen erhoben and ardinal von 
Geißel feine Meinung gewechſelt hat, jo muß man bedenken, daß man 
damals dem Staate in feiner größten Schwäche gegenüberſtand und 
daß namentlich die katholiſche hohe Prälatur in ihren Forderungen 
ſehr weit ging. 7 R En 
Abg. v. Su), Zu meiner Ueberraſchung hat das Beiſpiel des 
Herrn v. d. Reck über die Militärgerichtsbarkeit und die Unmöglichkeit, 
den General unter den Kreisrichter zu ſtellen, den lauteſten Beifall der 
Herren vom Zentrum gefunden. Haben die Herren denn ganz ver: 
a eſſen, daß beide, Militär⸗ und Zivilgerichtsbarkeit, vom Staate ge- 
bandhabt werden, daß der Staat, die Grenzen beider feſtſetzt? Gut, 
meine Herren, ich halte Sie bei dieſem Beiſpiel feſt, die nicht wegzu⸗ 
lleugnende Konſequenz deſſelben ijt, daß über die kirchliche und 
Z.ivilgerichtsbarkeit der Staat zu entſcheiden hat. Den Dank des 
3 bg. Windthorſt an die Konſervativen hat namentlich der Herr 
v. d. Reck verdient, nicht durch ſeine Bemerkung über die Kreis⸗ 
fkllichter, ſondern durch das originelle und geiſtreiche Syſtem, das er vor⸗ 
geſchlagen hat, die Streitigkeiten zwiſchen Staat und Kirche durch 
AQuſträgalgerichte zu entſcheiden. Die Rolle des Schiedsrichters müßte 
ein Dritter, etwa ein Ausländer, übernehmen. Das iit die Theorie 
des Koordinationsſyſtems zwiſchen Staat und Kirche. Dem gegenüber 
greift von der Reck die Maigeſetze als Werke des Liberalismus an; ich 


ee 


bekenne mich gern zu dieſem Werke. Der Liberalismus kann ſtolz ſein, 
daß er in den Maigeſetzen das Koordinationsiyitem aufgehoben hat. 
Venn der Herr Kultusminiſter den Standpunkt ſeſthält, zu dem er ſich 
eben bekannt hat, fo tit er auch liberal. Wir gewinnen ihn und bie 
KRaonſervativen müſſen ihn ausſtoßen. (Heiterfeit.) Es ijt gejagt wor⸗ 
den, die Berufung komme gar nicht vor. Betreffs der evangeliſchen 
Kirche beſtreite ich dieſe Behauptung. Hat doch erſt kürzlich ein be⸗ 
kannter Geiſtlicher, Herr Meinhold, die Berufung an den ſtagtlichen 
Geerichtshof eingelegt und ich glaube, dieſer Herr ſteht Herrn Stöcker 
nüäher als dem Proteſtantenverein. Sollen wir nun in einem Mo: 
mente, wo in den höheren Kreiſen der evangehfchen Kirche der Geiſt der 
Unduldſamkeit und der Ketzerrichterei wieder Platz greift, dieſen Ge⸗ 
kraichtshof aufheben, welcher den einzelnen Geiſtlichen vor Uebergriffen 
ſchützt? Den Herrn Regierungskommiſſar will ich daran erinnern, daß 
bis zur Kabinetsordre von 1822 der Pfarrer das Recht hatte, die Un⸗ 
: terſuchung und Entſcheidung über die Verfügungen ſeiner vorgefegten 
Behörden bei dem Juſtizkollegium des Landes zu beantragen. Das 
E war die Beſtimmung des preußischen Landrechts. Für die evangeliſche 
Kirche wäre es alſo ein Schaden, wenn auf den recursus ab abusu 
verzichtet wurde. Der Regierungskommiſſar hat darauf hingewieſen, 
daß durch die bisherige Art der Berufungen jeden Augenblick Kon⸗ 
flifte hervorgerufen werden können. Ich denke, die Regierung hat 
nicht nur das Recht, ſondern auch die Pflicht, wenn ſich Mängel eines 
Geſetzes herausſtellen, dieſelben auf dem Wege der Geſetzgebung zu 
beſeitigen, nicht aber durch Uebertragung des Geſetzes an den Ober⸗ 
präſidenten, denn wenn dieſer von ſeiner Befugniß Gebrauch macht, ſo 
werden ja die Mängel immer wieder zu Tage treten. (Zujtimmung.) 
Nun heißt es, ja, für das Uebergangsſtadium ſei die Uebertragung 
des Rekurſes an den Oberpräfidenten nothwendig. Es iſt ein ſeltſamer 
Widerſpruch, einmal behauptet man, der recursus komme in der katho⸗ 
liſchen Kirche nicht vor, in demſelben Athen ſagt man, er könne in 
den nächſten 15 Jahren zu zahlreichen Konflikten führen. Es mag ja 
ſelten von dem Rekurs Gebrauch gemacht werden, von Bennigſen hat 
aber ſchon in der Kommiſſion Here ehoben, daß die prophylaltiſche 
Bedeutung deſſelben von hohem Werthe fei. Nicht die Zahl der Fälle, 
ſondern die Exiſtenz eines Geſetzes bedingt deſſen Werth. Ich komme 
5. daß der recursus für die evangeliſche Kirche eine oat 

prophy⸗ 


der 0 v. d. Reck nicht 
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: 495 Windthorſt: Er habe nicht, wie der Miniſter glaube, 
mit dialektiſcher Gewandheit an den Ausdruck „exorbitant“ des Regie⸗ 
rungskommiſſars angeknüpft, er knüpfe an die Ueberſetzung des Aus⸗ 
druckes, die der Miniſter gegeben, dieſelben Schlußfolgerungen und 
hoffe, daß der Miniſter die richtigen Konkluſionen aus dem Ausdruck 
ziehen werde. E x 3 

Abg. Dr. v. Heydebrand: Der Abg. Windthorſt hat mit der 
gewohnken Schlagfertigkeit auch mir einige Worte heute gewidmet, 
welche meine Bemerkung widerlegen follten, daß ich es für bedenklich 
hielt, ein baufälliges Haus ruhig einſtürzen zu laſſen, ohne am geeig⸗ 
neten Ort und mit den geeigneten Mitteln es zu repariren. Trotz der 
Autorität des Abg. Windthorſt muß ich ſchon im baupolipeilichen 
Intereſſe bei meiner Anſicht ſtehen bleiben, und er würde derſelben 
Anſicht fein, wenn er Amtsvorſteher wäre. (Heiterkeit.) Er hat dann 
weiter ſeine parlamentariſche reiche Erfahrung meiner jugendlichen 
parlamentariſchen Thätigkeit gegenübergeſtellt. Ich erkenne ſeine reiche 
Erfahrung in vollem Maße an, aber die Jugend iſt ein Fehler, der 
mit jedem Tage geringer wird und ich habe mich häufig überzeugen 
müſſen, daß man auch im Alter leider nicht in allen Fällen das Rich⸗ 
tige trifft. (Sehr gut!) 7 2 

Abg. Windkhorſt: Herr v. Heydebrand hat ſich durch die 
Erinnerung an die Jugend verletzt gefühlt; ich wünſchte, es könnte 
mich Jemand an meine Jugend erinnern. Fern lag es mir, ihn au 
verletzen. Auch das Alter irrt zuweilen; im Allgemeinen hat es aber 
vor der Jugend die größere Erfahrung voraus. Sollte er das bezwei⸗ 
feln, fo wäre das allerdings eine jugendliche Anſchauung. (beiterkeit.) 

Abg. Dr. v. Heydebrand: Ich unterlaſſe es, den Abg. Windt⸗ 
horſt an ſeine Jugend zu erinnern, denn er beweiſt uns täglich, daß er 
jo friſch tt, wie nur ein Jüngling fein kann. 8 

Hierauf wird der Antrag Brüel gegen die Stimmen des Zentrums 
und der Polen, und darauf der Art. 2 der Vorlage gegen die Konſer⸗ 
vativen abgelehnt. EA 

Art. 3 der Vorlage lautet: „In den Fällen des § 24 im Geſetz 
vom 12. Mai 1875 ſowie des $ 12 im Geſetz vom 22. April 1875 iſt 
gegen Kirchendiener fortan auf Unfähigkeit zur Bekleidung 
ihres Amtes zu erkennen. Die Aberkennung der Fähigkeit zur 
Bekleidung des Amtes hat den Verluſt des Amtseinkommens zur Folge. 
Iſt auf Unfähigkeit zur Bekleidung des Amtes erkannt, ſo finden die 
Vorſchriften des Geſetzes vom 20. Mai 1874, des § 31 im Geſetz vom 
12. Mai 1873 ſowie der SS 13 bis 15 im Gefeg vom 22. April 1875 
entſprechende Anwendung.“ ae 5 

Abg. Brüel beantragt, vor „Unfähigkeit“ und vor „Fähigkeit 
das Wort „rechtliche“ einzuſchalten und dem letzten Satz folgende 
Faſſung zu geben: „Die ferner vorgenommenen Amtshandlungen blei⸗ 
ben ohne rechtliche Wirkung, ſind aber nicht mehr ſtrafbar. ieſelben 
Bolgen treten in den Fällen des § 21 tm Geſetz vom 11. Mai 

3 ein.“ 

Die Freikonſervativen beantragen, den Art. 3 unverändert 
anzunehmen, wie auch die Kommiſſion beſchloſſen hatte. 

Außerdem beantragt Abg. Brüel, zwiſchen Art. 3 und 4 folgen⸗ 
den Art. 3A. einzuschalten, über den jetzt zugleich mit Art. 3 verhan⸗ 
delt wird: „Eine Vernichtung der angefochtenen Entſcheidung der 
kirchlichen Behörde im Falle des § 23 im Geſetze vom 12. Mai 1873 
entzieht dieſer Entſcheidung von ſelbſt jede rechtliche Wirkung. Ein 
Zwang der kirchlichen Behörde im Verwaltungswege zur Durchführung 
der Entſcheidung des Staatsgerichtshoſs findet dabei nicht mehr ſtatt. 

Abg. Brüel: Dieſer Artikel hat eine organiſche Bedeutung, denn 
hier werden die Maigeſetze dauernd und im Prinzip geändert. Es iſt 
erfreulich, daß die Regierung dadurch anerkennt, hier habe die Mai⸗ 
geſetzgebung übergegriſſen auf das eigentliche Gebiet der Kirche. In⸗ 
deſſen hat ſie in ihrer Vorlage dieſen Theil der Maigeſetzgebung nur 
theoretiſch verurtheilt, praktiſche Folge giebt erſt mein Amendement 
ihrer Aide erguida hat der Miniſter in der Kommiſſion auf 
meine Anfrage erklärt, daß die Be ales ES des $ 18 d ſetzes 
vom 11. Mai 1873, wonach ein verwaiſtes Pfarramt innerhalb Jahres⸗ 
friſt zu beſetzen ſei, auf diejenigen Fälle nicht Anwendung finden 
werde, in denen auf Grund des Art. 3 gegen einen Geiſtlichen auf 
Unfähigkeit zur Bekleidung ſeines Amtes erkannt worden ſei, und 
zwar, weil nach Art. 3 als Hole des Erfenntniffes nicht die Erledi⸗ 
gung der Stelle eintrete. Darin liege der charakteriſtiſche Unterſchied 
zwiſchen dem Zuſtande, den Art. 3 ſchaffen wolle, und dem jetzigen 
Nechtszuſtande. Mein Amendement ſoll dieſer Anſicht einen präziſeren 
Ausdruck in der Vorlage geben und außerdem noch die Strafbarkeit 
der nach dem ſtaatlichen Erkenntniſſe vorgenommenen geiſtlichen 
Handlungen aufheben. j 

Miniſterialdirektor Lucanus: Die Anträge des Vorredners 
gehen über die Regierungsvorlage weit hinaus. Die Regierung ver⸗ 
mag die Konſequenz aus ihrem im Artikel 3 eingenommenen Stand⸗ 
punkte nicht zu ziehen, daß die ſpäteren geiſtlichen Handlungen eines 
ſtaatlich abgeſetzten Kirchendieners ſtraflos bleiben ſollen. Dem Volke 
5 kommen die geiſtlichen Amtshandlungen viel mehr zur 
Seltung, als die etwaigen Handlungen mit bürgerlichen Folgen, welche 
ein abgeſetzter Biſchof vornehmen könnte, und die Strafloſigkeit der 
erſteren würde die Achtung vor dem ac im Volke ſchwer ſchädigen. 

Abg. v. Rauchhaupt: Vergangenheit und Zukunft find hierbei 
nicht zu trennen, dieſer Artikel ſteht in unmittelbarem Zufammenbang 
mit Art. 4. Die N beſtimmen als rechtliche Folge der Er⸗ 
kenntniſſe des kirchlichen Gerichtshofes die rechtliche Unfähigkeit zur 
Ausübung des kirchlichen Amtes; den Verluſt des Amtseinkommens 
und die Erledigung des Amtes. Die Regierung hat aber zugegeben, 
da die Beſatzung der kirchlichen Aemter grundſätzlich der Kirchenver⸗ 
waltung gebühre, daß folgenweiſe auch die Entziehung reſp. völlige 
Entlaſſung von Kirchendienern nicht in die ſtaatliche Zuständigkeit falle. 
In dieſer Beziehung ſei die Maigeſetzgebung zu weit gegangen. Wenn 
man aber dieſen Irrthum der Geſetzgebung anerkennt, warum beſeitigt 
man dann auch nicht die Folgen der früheren Erkenntniſſe, inſoweit tie 
aus dieſem Irrthum entſtanden ſind? Dieſer konſequente ſichere Weg 
hätte der Regierung und dem Haufe viele Klipgen bei Art. 4 erſpart. 
Die ſchwierige Frage einer Amneſtie iſt von politiſchen Verſammlungen 
nicht gut zu unterſcheiden; das ſehen wir an unſeren Nachbarn jenſeit 
der Vogeſen. Es muß aber ein Weg aus dieſen Klippen gefunden 
werden. Die Regierungsvorlage bietet mit ihren Mängeln einen ſol⸗ 
chen Mittelweg. Das Zentrum verkennt die unter den Liberalen herr⸗ 
ſchende Friedensliebe, auch dieſe würden ihm für die Zwiſchenzeit bis 
zur organiſchen Reviſion weſentliche Konzeſſtonen machen. Hier wird 
man ſicher ſagen müſſen: beneficia obtruduntnr, der Miniſter Putt⸗ 
kamer wird die Schärfen der Maigefeggesung auch wider den Willen 
des Zentrums beſeitigen. Es iſt deshalb Unrecht, daß das Zentrum 
fein Vertrauen zu dieſem Miniſter hat. Es fürchtet für den möglichen 
Abgang des Miniſters Puttkamer. Es vergißt aber dabei, daß es noch 
eine konſervative Partei im Lande und im Parlamente giebt, welche 
auf die Erfüllung ihrer beim Erlaß des Geſetzes für deſſen Ausführung 
ausgeſprochenen Intentionen beſtehen würde. Wenn das Zentrum dieſe 
unſere Kraft bezweifelt, dann iſt gar kein Intereſſe zu einer Bundesge⸗ 
noſſenſchaft mit ihm vorhanden. Obwohl die Vorſchläge der Regierung 
an mancherlei Mängeln leiden, ſo können Sie doch nicht an dem red⸗ 
lichen Willen der Regierung zweifeln, zu einem endlichen Frieden zu 
kommen (Widerſpruch im Zentrum), ſonſt hätte ſie nicht dieſe wich⸗ 
fan Vorlage gemacht. Wir nehmen deshalb den Artikel 3 der Vor⸗ 
age an. ; A : 22 
Abg. Windthorſt: Wir akeptiven das Anerkenntniß, daß 
die Maigefebgebung zu weit gegangen iſt, indem fie den Erkenntniſſen 
des kirchlichen Gerſchtshofes auch eine kaſſatoriſche Wirkung in Bezug 
auf den rein kirchlichen Theil der ca ra einer Kirchenbehörde 
giebt. Der Vorredner hat darauf hingewieſen, daß die Konſervativen 
ſich in der Kommiſſion bemüht hätten, den richtigen Gedanken, den er 
in Bezug auf die Grenzen der kaſſatoriſchen Wirkung der ſtaatlichen 
Erkenntniſſe auf kirchliche Entſcheidungen dargelegt hat, auch in Bezug 
auf die bereits früher erlaſſenen ſtaatlichen Erkenntniſſe zur Geltung 


zu bringen. Aber er wird zugeben müſſen, daß ei [ 
auf dem Gebiete der Legislation ein außerordentliches iit. Man 


vorbehalten ſei. Hier wird ſelbſt organiſch 
muß deshalb richtig konſtruirt werden. Der Abg. v. 
ehrlichen Sprache eines guten braven pommerſche 
punkt der Konſervativen, wenn auch nicht offiziell, ; 
net. Wir gehen nur jo weit, wie die königl. Regierung. Ich veritebe nicht 
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bei dieſem Artikel nicht ſagen, daß eine ſpät 


Stellung vollkommen. Sie können die Wünſche Ihres Herzens jetz 
vollkommen ausführen. (Widerſpruch rechts.) Swingen Sie mich 0 
das näher darzulegen. Ich nagele dieſe Erklärung des Abg. v. Kr 
feſt, um der Regierung bei künftigen Verhandlungen mit der Kurie jest 
Einwand abzuſchneiden, fie hätte cine organiſche Reviſion der Marge chen 
beim jetzigen Landtage nicht durchſetzen können. Hätte ſie den ernſtli 

Willen dazu und hätte ſie ſich darüber mit dem Papſt oder mit — 
Jentrum geeinigt, dann hätte d BE 


: : fie mit den Sonfervativen un 
Zentrum für weitergehende Konzeſſionen die Maſorität gehabt. Sie 
Konſervativen wollen ernſtlich dem Kulturkampf ein Ende machen. es 
Thatſache wird auf vielen anderen Gebieten nutzbringend ſein. ant 
kirchenpolitiſchen Kampfe ſaß das Zentrum ſtets auf der Anklageb 0 
links ſaßen unſere Ankläger und Nichter duce ministro Falk, fe chen. 
auch leider rechts und ein Stück davon iſt auch dort noch gebliehech 
Dieſes Stück wird verſchwinden, wenn einſt der Neichskanzler ernte 
für die Beſeitigung des Kulturkampfes eintritt. Denn wenn die 3 A 
konſervativen, zu denen der nächſte Rath des Reichskanzlers gehör g 
auftreten, wenn der Abg. v. Zedlitz ſolche Reden hält, dann wer 

zweifelhaft über die Intentionen des Reichskanzlers. Haben die 0 
fonfervativen jemals Oppoſition gemacht, wenn der Reichskan le 
nicht wollte? (Abg. Richter: nein!) Ich bedauere, daß der Ad 
kanzler durch ſeine Beſchäftigung mit den auswärtigen An elegenh 
gehindert ijt, dieſer Angelegenheit die volle und nöthige Aufmer 


klaus 
keit zu ſchenken. Durch das Entgegenkommen der Konſervativen 05 
wir aus der abſoluten Rolle eines Angeklagten herausgekommen; í 
tit wohlthuend und beweiſt, die eigene Kirche leide unter der Bele R 
pfung der Schweſterkirche und daß man dort von Toleranz nicht d 
redet, ſondern fie auch übt. Die Lage der Katholiken in Preußen ig 
Deutſchland iſt ſchwierig, fie find in der Minorität und bepür en in 
Garantien für ihre freie Religionsübung, wie ſie die Proteſtanten ne 
weſtfäliſchen Frieden erlangten. Maforiſtren läßt ſich in Dingen ay 
Glaubens nicht, thun Sie es doch, dann gefährden Sie den if 
Preußens und Deutſchlands. (Asiderfpiud) liv fs.) Sie vectra 
die phyſiſche Macht, dieſe unterliegt aber immer den Idealen.“ t | 
den Erfahrungen der letzten Jahre wird man dieſe Dinge niche 
Parlamenten verhandeln können. Wie fie anders zu regeln find, ug 
ich augenblicklich nicht, vielleicht durch feſtſtehende Statute, die, 
dem Schutze des abſoluten Königs empfiehlt. In den deutſchen 


1 


ſtaaten, in Sachſen und Würtemberg, find dort die evangeliſche, A 
die katholiſche Kirche durch die Verwaltung ihrer Angelegenbele 
durch Behörden eigener Konfeſſion geſchützt. In Preußen hat mal 
katholiſche Abtheilung des Kultusminiſteriums aufgehoben. a 
können es uns die Konſervativen nicht verübeln, wenn wir nich 
raſch auf unvollſtändige, dunkle und kaptiöſe Pläne eingehen. 
uns ſind ſo mäßige Aenderungen vorgeſchlagen, daß ich mich übe 
ablehnende Haltung des Miniſters und der Sonfervativen dag 
wundere. Ihr guter Wille iſt da, die That bleibt aber dabintez zu 
Sollten wir uns nicht einigen, dann nehmen Sie es uns nich 

wir können nicht anders. 


cee 
y 
1 E 


g i 
„Der Präſident v. Benda bittet den Redner ſich in ſeinen Aug 
drücken zu mäßigen. (Rufe: Zur Ordnung!) Er habe den Redl | 
nicht fo aufgefaßt, als wolle er das, was der Abgeordnete Schug 
Helen 8 oe lächerlich bezeichnen, ſondern die Aeußerung an 17 
eiterkeit. 
Abg. v. Schorlemer: Ich danke dem Herrn Präſidenten 
er meine Aeußerung fo richtig aufgefaßt hat. (Große Heiterkeit.) N 
Sie den Gerichtshof den Biſchof ahſetzen, er bleibt doch Bride 
ſeiner Diözeſe und alle Katholiken im Lande werden ihn als ſo 
anſehen. Der Abgeordnete von Rauchhaupt hat geſagt, die Kon 
tiven würden auf dem Boden der Geſetze bleiben, fo lange fie bella 
Sie jagen damit einfach: ſoweit die Regierung die Geſetze aufheng 
will, fo weit gehen wir mit. Er ſagte ferner: was die Konſer van 
böten, fei das Beſte. Was bis jetzt geboten ijt, m. H., iſt gleich duc 
Ich bezweifle nicht den guten Willen der Regierung; ich glaube % 
daß Ihr perſönlicher Willen auf den Frieden gerichtet iſt, aber weg 
man den Depeſchenwechſel lieſt, fo ſieht man, daß es ſich nicht um 
Frieden handelt, ſondern darum, die Zentrumspartei gehorialy 
machen. Die freifonfervative Partei befindet fic) in Abhängigkeit A 
der Regierung, das können Sie nicht leugnen. Offenheit, 
erren, vor Allem! Wollten Sie ſelbſtſtändig auftreten, ſo 
hnen ein Theil Ihrer Sitze verloren aad Abg. Richter: Faſt 
Mit Herrn Gneiſt iſt es eine ae: Sache ! Geſiern hat ſich der 
niſter auf ihn berufen, er ging ſogar fo weit, zu ſagen: Abgeord 
Gneiſt habe ihm die Worte von den Lippen genommen, heute! 
ſich Abg. Klotz und Abg. v. Rauchhaupt auf ihn berufen. 
allen Parteien, hoffentlich auch uns noch einmal (Heiterkeit ) >, 
er will, kann er es! (Große Heiterkeit!) damals als Fürſt Bie 
dem Abg. Lasker Komplimente über feine ſtaatsmänniſche Befähilg 
machte, hätte die konſervative Partei an ihrem Standpunkt feſth 
müſſen. Jetzt wo der Reichskanzler eine fonfervative Partei! 
will, müſſen Sie fich auf feften Fuß ſtellen. Wenn Sie feſte © 
ſätze auch gegen die Regierung haben, werden Sie dauern, ande 
werden Sie begraben werden und abermals verduften! eite 
Die Vorlage im Artikel 3 giebt zu, daß das, was in den Maige 
tebt, unausführbar und daß deshalb eine Aenderung nothwendl 
Aber eine Aenderung, wie die vorgeſchlagene, ijt für uns unannehme 
Dem Gerichtshof muß jest durch Geſetz vorgeſchrieben werden, wong 
zu erkennen hat (mehrfache Zwiſchenrufe des Abg. Grumbrecht) iq 
jenige, was er bisher erkannt, iſt etwas Wi erſinniges geweſen. ( 
zur Ordnung! Vizepräſident v. Ben da bittet den Redner nich e 
unterbrechen.) Der Antrag Brüel zieht klar die Konſequenzen au 
Mängeln, welche die Regierungsvorlage zugeſteht. Die Konjeri 
follten ſich auf unſere Seite ſtellen und dieſen Antrag annehmen, 
Abg. Stöcker: Wir find am wichtigſten Punkte dieſes © 
angelangt. Es handelt ſich hier um eine olganiſche Reviſion der 
qee Herr Windthorſt glaubt, wir könnten ſchon heute dieſe 
eſetzgebung organiſch abändern, er fragt, warum wir Monier’ 


Telegraphiſche Vörſenberichte. 
Fonds: Courfe. 


ee an bie Beet een ei Kaiſerin äußerte bei dieſer Gelegenheit, daß fie die Provinz kenne 
+ 5 4 ; 5 ; iber⸗ 
Ne faßten, die die ee dann ablehnt. Wir glauben, die me viel erwartet habe, daß aber ihre Erwartungen noch über- 
zu einer organischen Reviſion iſt noch nicht gekommen, wir find offen worden feien. Die Abreiſe der Majeſtäten fand um 3 
Nicht über alle Punkte fo einig wie über den Art. 3. Wenn | Uhr 53 Minuten vom rheiniſchen Bahnhofe aus ſtatt. 
gde Herren pom Zentrum die gebotenen Ausſichten, auch die Mög⸗ Ems, 19. Juni. Se. Majeſtät der Kaiſer iſt heute Abend 
4 ene die Pfarrer in die vermaiften Gemeinden zurückkehren, gleich 7 Uhr 10 Min. hier eingetroffen. Zum Empfange Sr. Maje⸗ 
Ng ad 5 ſtät waren die Spitzen der Behörden und die Geiſtlichkeit, ſowie 
der hieſige Kriegerverein auf dem Bahnhofe anweſend. Von 
einer außerordentlich großen Menſchenmenge mit enthuſiaſtiſchen 
Kundgebungen begrüßt, fuhr der Kaiſer nach dem Kurhaus; auf 
dem Wege dorthin bildeten die Schulkinder Spalier. 

Ems, 20. Juni. Se. Majeſtät der Kaiſer hat heute früh 
im beſten Wohlſein die Brunnenkur begonnen. Später unter⸗ 
nahm Se. Majeſtät einen Spaziergang. 

Dresden, 20. Juni. Die Zahl der in Folge des letzten 
großen Wolkenbruchs in der ſächſiſchen Oberlauſitz umge⸗ 
kommenen Perſonen beträgt nach den bis jetzt gemachten Feſt⸗ 
ſtellungen 63. 

Wien, 19. Juni. Meldungen der „Polit. Korreſp.“ 
Aus Bukareſt: Der geſchäftsführende rumäniſche Agent in 
Sofia iſt angewieſen, die bulgariſche Regierung kategoriſch zur 
Abgabe einer Erklärung über die Zurückziehung des Naturaliſa⸗ 
tionsgeſetzes aufzufordern unter Androhung der Aufhebung der 
diplomatiſchen Agentur Rumäniens. — Aus Skutari: Das 
Komite der albaneſiſchen Liga beſchloß, die Zahl der ſtreitbaren 
Albaneſen bei Tuſi nicht zu vermindern. Unter den Albaneſen 
zeigt ſich in Betreff der Entſendung eines Loyalitätsprotokolls an 
den Sultan Uneinigkeit. Die Muhamedaner verweigern die 
Entſendung einer Deputation nach Konſtantinopel. 

Wien, 20. Juni. Die „Montagsrevue“ beſpricht in einem 
längeren Artikel die Aufgaben der Konferenz und gelangt zu dem 
Schluſſe, daß die Aufgabe der europäiſchen Politik im Orient in 
dem Probleme beſtehe, den nöthigen Schutz, welcher der Türkei 
zu Theil werden miiffe, fo lange man ihr Erbe keiner anderen 
nationalen Potenz anzuvertrauen vermag, mit der Begünſtigung 
und Förderung auszugleichen, welche man dem zur einſtigen 
Uebernahme der Erbſchaft befähigteſten und den Intereſſen 
Europa's am meiſten entſprechenden Volkselemente auf der Bal⸗ 
kanhalbinſel entgegen zu bringen habe. Es gelte mit einem 
Worte, die konſervativen Ideen der Gegenwart mit den reforma⸗ 
toriſchen Ideen der Zukunft in einen lebendigen, organiſchen Zu⸗ 
ſammenhang zu bringen. Die Mehrzahl der Konferenzmächte 
nähme dieſen Standpunkt ein, welcher Europa vor einer über⸗ 
ſtürzten Löſung der Frage bewahren, aber Griechenland diejenige 
Berückſichtigung angedeihen laſſen werde, auf welche das grie⸗ 
chiſche Volk, als das relativ hervorragendſte Kulturelement des 
europäiſchen Orients, Anſpruch erheben dürfe. Vor Allem aber 
werde die Konferenz darüber zu wachen habe, daß die Kontro⸗ 
verſe eine lokaliſirte bleibe und nicht auf das Gebiet europäiſcher 
Fragen übergreife. 

Rom, 19. Juni. Der General Cialdini, Herzog von 
Gaéta, iſt zum Botſchafter in Paris ernannt worden. 

Paris, 19. Juni. [Sitzung der Deputirten⸗ 
kammer.] Miniſterpräſident Freycinet brachte den Geſetzentwurf 
über den Erlaß einer vollſtändigen Amneſtie ein. In den Mo⸗ 
tiven zur Vorlage wird auf die in dieſer Angelegenheit ſich ſeit 
dem Februar d. J. im Lande kundgebende umfaſſende Bewe⸗ 
gung hingewieſen; der Erlaß der Amneſtie könne Angeſichts 
der vom Lande bewahrten Ruhe und der bei den Wahlen zu 
Lyon ſiegreich hervorgetretenen Geſetzlichkeit ohne Gefahr erfol⸗ 
gen. Die Zurückgerufenen würden in Frankreich weniger gefähr⸗ 
lich wirken als in der Verbannung. Die Regierung würde nie⸗ 
mals mit Grundſätzen, welche die Moral verdamme, paktiren, 
nicht an das Recht, ſondern an die Gnade appellire die Regie⸗ 
rung. Die Zuſtimmung des Hauſes zur Vorlage würde 
allerdings ernſte Pflichten auferlegen, jedoch würde die 
Autorität ungeſchmälert beſtehen bleiben. Die Regierung 
beantrage eine allgemeine Amneſtie, eine Amneſtie für 
alle politiſchen Verbrechen und Vergehen aus den Jahren 
1870 und 1871 und für alle politiſchen Verbrechen, Vergehen 
und Preßvergehen vom Jahre 1871 bis jetzt. Für die Vorlage, 
welche mit Beifall aufgenommen wurde, wurde die Dringlichkeit 
beſchloſſen und dieſelbe alsdann an die Bureaus verwieſen. — 
Bei der Berathung des Budgets des Kultusminiſteriums wurde 
ein Antrag des Deputirten Talandier (radikal) auf Streichung 
dieſes Budgets abgelehnt. 

Paris, 19. Juni. Nach einer der „Agence Havas“ aus 
Athen zugegangenen Meldung hat die griechiſche Regierung 
beſchloſſen, die Reſerven einzuberufen und eine für jede Even⸗ 
tualität bereite Armee von 38,000 Mann zu bilden. 


Galizier 2385. Franzoſen!) 2451. Lombarden*) 73. Italiener 

—. 1877er Ruſſen 943. II. Orientanl. 614. Zentr.⸗ Pacific 110. 

Diskonto⸗Kommandit —. Elbthalbahn —. 

Nach Schluß der Börſe: Kieditaktien 246%, Franzoſen 2453, Ga⸗ 
qe E mie wiede t a 55 Digna ——, _1860er 
ooje —, II. Orientanleihe 6143, Lombarden —, weizer. Zentral⸗ 

bahn —, Mainz⸗Ludwigshafen —, 1877er Ruſſen 94. so 


) per medio reſp. per ultimo. ; 

Frankfurt a. M., 19. Juni. Effekten » Sozietät. Kreditaktien 
2468, Franzoſen 247, Lombarden —, 1860er Looſe —, Galizier 
239, öſterreich. Silberrente —, ungarifche Goldrente 958, U. Orientan⸗ 
leihe 61%, öſterr. Goldrente —, Papierrente —, UI. Orientanleihe 
614, 1877er Ruſſen —. Meininger Bank —. Still. 

Wien, 19. Juni Anfangscourſe. Kreditaktien 284,30. Franzo⸗ 
jen ——, Galizier 275,50, Anglo⸗Auſtr. 137, 30, Lombarden 83,30, 
Papierrente 73,60, öſterr. Goldrente —,—, ungar. Goldrente 110,524, 
Marknoten 57,40, Napoleons 9.313, 1864er Looſe —, öſterr.⸗ ungar. 
Bank ——. Nordbahn ——. Sehr feſt. 

Wien, 19. Juni. (Schluß⸗Courſe.) Schluß noch vorübergehender 
Abſchwächung wieder feſt, Montanwerthe geſucht. 

Papierrente 73.85. Silberrente 74,10. Oeſterr. Goldrente 89,40, 
Ungariſche Goldrente 110,65. 1854er Looſe 123,00. 1860er sb 
133,75. 1864er Looſe 175,00. Kreditlooſe 180.50. Ungar. Prámienl. 
114,50. Kreditaktien 284,00. Franzoſen 282,00. Lombarden 83,50. 
Galizier 276,00. Kaſch.⸗Oderb. 132,00. Pardubitzer 132,20, Nordweſt⸗ 
dab 169,50. Eliſabethbahn 190,20. Nordbahn 2505,00. Oeſterreich⸗ 
ungar. Bank ——. Tini. Lovie —.—. Unionbank 113,40. Anglo⸗ 
Auſtr. 137,00. Wiener Bankverein 136,50. Ungar. Kredit 269,25, 
Deutſche Plätze 56,85. Londoner Wechſel 117.05. Pariſer do. 46,25, 
Amſterdamer do. 96,55. Napoleons 9,32. Dukaten 5,54. Silber 
100,00. Marknoten 57.423. Ruſſiſche Banknoten 1,245. Lemberg⸗ 
Czernowitz 169,00. Kronpr.⸗Rudolf 162,50. Franz⸗Joſef 170,00. 

Wien, 20. Juni. (Privatverkehr.) Kreditaktien 284,00, Papier⸗ 
rente 73,90, ungar. Goldrente 110,55.— Geſchäftslos. 

Die Einnahme der öſterr.⸗franz. Staatsbahn betrugen in der Woche 
vom 10. bis zum 16. Juni 564,524 Fl. ergaben mithin gegen die ent⸗ 
ſprechende Woche des Vorjahres eine Mindereinnahme von 76,695 Fl. 
Florenz, 19. Juni. 5 pCt. Italieniſche Rente 97,22, Gold 21.97. 

etersburg, 19. Juni. Wechſel auf London 2542, II. Orient⸗An⸗ 

—. Ul. Orientanleihe 917%. 

Paris, 19. Juni. (Schluß ⸗Co i.. Sehr feſt. 

Jproz. amoruiırb., Rente 88,623, proz. ente 86,30, Anleihe 
de 1872 120,174, Italien. 5proz. Rente 88,45, Oeſterr. Gold⸗ 
rente 773, Ung. Goldrente 978, Ruſſen de 1877 987, Franzoſen 
626,25, Lombardiſche Eiſenbahn⸗Aktien 185,00, Lombard. Prioritäten 
275,00. Türken de 1865 11,324, 5proz. rumäniſche Anleihe 76,25. 

Credit mobilier 672, Spanier exter. 1814, do. inter. 174, Suez⸗ 
kanal⸗Aktien —, Banque ottomane 554, Societe generale 570, Eredit 
foncier 1290, Egypter 308, Banque de Paris 1167, Banque d’escompte 
842, Banque hypothecaire 611. III. Orientanleibe 623, Türken⸗ 
looſe 36,50, Londoner Wechſel 25,31. 

Paris, 20. Juni. Boulevard⸗ Verkehr. 3proz. Rente 86,05, Anz i 
leihe von 1872 120,20, Itoltener 88,45, öfterreichiiche Goldrente 7745, _ 
ungar. Goldrente 973, Türken 11,35, Spanier ertér. 1813, PA 
308,75, Banque otomane —, 1877er Ruſſen 984. 

, —, Lurtenloofe —, —, II. Orientanleihe 627% ubig. 

London, 19. Juni. Conſols 9844, Italien. 5proz. Rente 874. 
Lombarden 73, Zproz. Lombarden alte —, Zproz. va neue 108, 
ae Ruſſen de 1871 92, 5proz. Ruſſen de 1872 903, Spror. Ruſſen 
de 1873 99%, 2 Türken de 1865 11, Sproz. fundirte Amerikaner 
1053, Oeſterr. Silberrente 65, do. Papierrente —, Ungar. Gold⸗ 
Rente 963, Oeſterr. Goldrente 763, Spanier et Egypter —. 

Preuß. Aprozent. Conſols 100, 4proz. bair. Anleihe 99. 

Platzdiskont 24 pCt. 

In die Bank floſſen heute 178,000 Pfd. Sterl. 

Newyork, 19. Juni. (Schlußkurſe.) Wechſel auf Londo in Gold 
= or > pee auf 1877 1081, rb 377 e 1024, 

pCt. irte Anleihe von 187 Erie⸗Vahn 373, Central⸗Pa. iſte 
114%, Newyor. Centralbabn 128}. bie 


y wird angenommen. 
Nationalliberalen und 


i Staals⸗ und Volkswirthſchaft. 


Königsberg i. Pr., 19. Juni. [Der Wollmarkt] war 


Käufer waren zahlreich erſchienen. Bis heute ſind ca. 10,000 


lei 


1 It 
fe die S 
N Bett Brücken⸗ Anleihen machte, abgelehnt 


Felegraphiſche Nachrichten. 


a Berlin, 20. Juni. Die Delegirtenkommiſſion hat fic) erſt 
im konſtituirt. Vorſitzender derſelben ift Oberſt Blume und 
et Kapitän Laferonays. Die Kommiſſion beſchäftigte ſich 
weiſe mit der Prüfung des Kartenmaterials. Unter den 
wollmächtigten erſcheint eine völlige Uebereinſtimmung über die 
ſüptfrage bereits fo gut wie hergeſtellt. 

. Berlin, 20. Juni. Dem heutigen Diner bei dem fran⸗ 
ſchen Botſchaſter wohnen Fürſt Hohenlohe, Brailas, Rhangabé, 
übrigen griechiſchen Offiziere und Beamten, Geheimrath 
‘ig, Oberſt Blume, Graf Mony, Oberſt Perrier, Graf Ranzau, 
au Philipp Hohenlohe, Kapitän Laferonays, Graf Beaucaire, 
rumäniſche Miniſter Demeter Stourdza, Varnys Lisconas 
eneral Simmons bei. Auf das Diner folgt eine Soirce, 
welcher die Konferenzbevollmächtigten und die übrigen Diplo⸗ 
erſcheinen dürſten. 

„ Berlin, 19. Juni. Das Uebungsgeſchwader, beſtehend 
S. M. Schiffen „Friedrich Karl“, „Preußen“, „Friedrich 
N Große“, „Sachſen“ und S. M. Aviſo „Grille“, iſt am 
Juni cr. von Warnemünde nach Memel in See gegangen. 
5 Düſſeldorf, 19. Juni. Se. Majeſtät der Kaiſer iſt heute 
fe igen 9 Uhr 30 Minuten hier eingetroffen und wurde am 
IiillDofe von den Spitzen der Behörden empfangen. Zur Be- 
ung des Kaiſers waren anweſend der Oberpräſident der 
Aitproving, v. Bardeleben, der Regierungspräſident, der Divi- 
o mmanbent und der Oberbürgermeifter von Düſſeldorf u. A. 
ann fuhr der Kaiſer, begleitet vom Grafen Lehndorff, durch 
u feſtlich geſchmückte Stadt nach dem Präſidialgebäude, wo 
Pang und Dejeuner ſtattfindet. Se. Majeſtät empfing bereits 
4 Bejuch des hier anweſenden Großherzogs von Weimar. 
ha Düſſeldorf, 19. Juni. Soeben, Mittags 12 Uhr, iſt 
ne Ihre Majeſtät die Kaiſerin von Koblenz hier eingetroffen 
* oe von den Spitzen der Behörden begrüßt. Das Wetter 

Trefflich. 

hh Düſſeldorf, 19. Juni. Ihre Majeſtäten der Kaiſer und 
. Kaiſerin beſuchten gegen Mittag die Ausſtellung, um zunächſt 
u Rundfahrt durch die gärtneriſchen Anlagen derſelben zu 
en. Auch hier wurden Ihre Majeſtäten überall von den 
zuſiaſtiſchen Kundgebungen der Bevölkerung begleitet. Beſon⸗ 
e Aufmerkſamkeit des Kaiſers erregte die vor dem Krupp'ſchen 
on ausgestellte Rieſenkanone, mit welcher verſchiedene Ma: 


i 


Köln, 19. Juni. (Getreidemarkt.) Weizen hieſiger loco 25,00, 
Heber 1550 . il 18 as or oF Bender N Roggen 
pco 21,50, pr. 1 , pr. November 16,55. Hafer loco 17,00. 
RUDA! loco 28,80, pr. Oftober 28,70. AS 

Hamburg, 19 Juni. (Getreidemarkt.) Weizen Loto ruhig auf 


5 ig, per Juni 52% Br., per 
er 52% Br., per Auguſt⸗September 523 Br. per September- 


Paris, 19. Juni. Produkenmarkt. (Schlußbericht.) Weizen beh., 
pr. Juni 30,75, pr. Juli 29,30, pr. Juli⸗Auguſt 28,30, pr. Sept. 
Dezember 26,75. Roggen subio, per Juni 24,00, per Juli —— 


p N 2 * 
pr. Juni 66,00, pr. Juli 62,75, pr. Juli⸗Auguſt 61,75, pr. September. 


Verantwortlicher Redakteur: H. Bauer in Poſen. — 
Für den Inhalt der folgenden Mictheilungen und Infera': 
übernimmt die Redaktion keine Verantwortung. 


PPP ͥ p ˙ AA . EEES PEPA AO 
r Beobachtungen zu Poſen 


ember 19,25. Mehl feſt, 


m Juni 1880. ruhig, per Juni 65,50, per Juli 65,25, per Juli⸗Auguſt 65,00, per 
> September: Dezember 60,50. — Wetter: Heiß. x gust ” 

Antwerpen, 19. Juni. Getreidemarkt. (Schlußbericht.) 
Weizen behauptet. Roggen felt. Hafer ſtill. Gerſte gefragt 


Amſterdam, 19. cb 4 (Schlußbericht.) Weizen pr. November 


emp. 
i. Celſ. 
Grad. 


Barometer auf 0 
Gr. a Pe mm Wind. 
82 m Seehöhe. 


Datum 
Stunde 


Wetter. 


AUS gefii ; t zweiſtündigem Rundgang, 19. adm. 2 749,6 N ſchwach alb bedeckt 1242 | 284. Roggen pr. Oftbr. 19 

Je leiten qu een Alan inet Politeia — 1 > van | a Ae 5 | etter oe 12 rd 1 ; percal Pa as Mewyort 

die Ausftellung lauten Ausdruck gaben, folgte cin De. 20 Radin. 2 7502 D lebbaſt | wolfig 44% | Wiiladeohia 8965 robes etroleum Of, do, Wipe ine Öertificats 1 D, 
in dem Ausftellungspalafte. Der Kaiſer 1 20. er ze 203 8 pact 1 1 ee 8 mit = te ee 7 0 A 5 nie gos 
ue e : 7 E 5 i 8 air refini COV: - Kaffee = 

Präſidenten des Auaſtellungs⸗Komites, Ingenieur Lueg, orgs 9 ebbaft W 148. Schmalz (Marke Wileor) 75 bo. Fairbanks 73. do Robe 


Am 19. Wärme-Marimum +26°,4 Celſius. 


= Wärme⸗Minimum 120,6 : & Brothers 74} C. Speck (short clear) 74 O. Getreidefracht 5. 


Bekanntmachung. 
Der am 22. Juni cr., Vormittags 11 Uhr, in Alt⸗Obra an⸗ 
ſtehende Verkaufstermin wirb aufgehoben. 


mal auf das Wohl der Ausſtellung, indem er bemerkte, daß 
Dnliches, wie dieſe außerordentlich gelungene Ausſtellung 
nicht gefehen habe. Die Kaiserin beauftragte Herrn Lueg, 
pen anderen Herren des Komites ihren Dank zu über⸗ 


Am 20. Wärme⸗Maximum 220,0 
= = Wairme-Minimum + 9,1 
aa. 


Waſſerſtand der Warthe. 


\ 
8 
N 


Düsseldorf, 19. Juni. Nach dem Dejeuner beſichtigten : : u dt 20. Juni 
N ¡Alda 125 aer und die Kaiſerin noch die Aus⸗ * se 19. * * 190 ee io Bee Languer, 
ing der kunſtgewerblichen Alterthümer. Ihre Majeſtät die s - 20, ASA Gerichtgotlveker 


